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-An alle Mandanten- 

Informationsblatt zu Hilfen durch das Finanzamt
Stand: 26.03.2020

Alle Angaben in diesem Merkblatt sind ohne Gewähr und unterliegen der stetigen Änderung aufgrund von Anpassungen durch 
den Gesetzgeber. Bitte informieren Sie sich bei den jeweiligen öffentlichen Stellen. Eine Haftung wird ausgeschlossen.

Wie helfen das Finanzamt und die Zollverwaltung? 

Um die Unternehmen, die durch die Corona-Krise unmittelbar in wirtschaftliche Schwierigkeiten 
geraten, zu entlasten, haben sich das BMF und die Länderfinanzbehörden auf folgende Maßnahmen 
geeinigt (BMF-Schreiben vom 19. März 2020 und gleich lautende Erlasse der obersten 
Finanzbehörden der Länder vom 19. März 2020): 

- zinslose Stundung von Einkommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer für nachweislich 
unmittelbar und nicht unerheblich betroffene Steuerpflichtige bis zum 31. Dezember 2020 
unter Darlegung ihrer Verhältnisse. Die entstandenen Schäden müssen nicht zwingend im 
Einzelnen wertmäßig nachgewiesen werden. Anträge auf Stundungen der nach dem 31. 
Dezember 2020 fälligen Steuern müssen besonders begründet werden. 

- Stundungen der Gewerbesteuer müssen die Unternehmen bei den zuständigen Gemeinden 
beantragen (Ausnahme: Stadtstaaten). Diese unterliegen jedoch nicht den Weisungen der 
Landesfinanzbehörden. 

- Stundung von Lohnsteuer ist noch nicht möglich, wird aber seitens der 
Bundessteuerberaterkammer gefordert. Es bleibt abzuwarten, ob die Finanzbehörden der 
Forderung nachkommen. 

- Herabsetzung von Vorauszahlungen für Einkommen- und Körperschaftsteuer und des 
Gewerbesteuer-Messbetrages für Zwecke der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen für 
nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich betroffene Steuerpflichtige bis zum 31. 
Dezember 2020 unter Darlegung ihrer Verhältnisse. Die entstandenen Schäden müssen nicht 
zwingend im Einzelnen wertmäßig nachgewiesen werden. Anträge auf Anpassung der 
Vorauszahlungen, die nur Zeiträume nach dem 31. Dezember 2020 betreffen, sind besonders 
zu begründen. 

- Aussetzung der Vollstreckungsmaßnahmen wie etwa Kontopfändungen bis zum 31. 
Dezember 2020, solange der Steuerschuldner von den Auswirkungen des Corona-Virus 
unmittelbar und nicht unerheblich betroffen ist. 

- Bei den Steuern, die von der Zollverwaltung verwaltet werden (z.B. Energiesteuer und 
Luftverkehrssteuer), ist die Generalzolldirektion angewiesen worden, den Steuerpflichtigen 



angemessen entgegenzukommen. Auch für diese Steuern werden Stundungen, 
Vollstreckungsaufschub und Anpassung der Vorauszahlungen gewährt. 

- Gleiches gilt für das Bundeszentralamt für Steuern, das u.a. für die Versicherungssteuer 
zuständig ist und entsprechend verfahren soll. 

- Im Hinblick auf weitere Erleichterungen bei der Umsatzsteuer haben mehrere Bundes-länder 
bekannt gegeben, dass Sondervorauszahlungen für Dauerfristverlängerung bei der 
Umsatzsteuer für krisenbetroffene Unternehmen auf Antrag auf Null herabgesetzt und bereits 
überwiesene Sondervorauszahlungen auf formlosen Antrag kurzfristig zu-rückerstatten 
werden.

Quellen: 
BMF: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/
2020-03-13-Schutzschild-Beschaeftigte-Unternehmen.html 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthe
men/Abgabenordnung/2020-03-19-steuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-
auswirkungen-des-coronavirus.pdf?__blob=publicationFile&v=1 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/Ge
werbesteuer/2020-03-19-gewerbesteuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-
des-coronavirus-anlage.pdf?__blob=publicationFile&v=2 

BMWi: 
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/altmaier-zu-coronavirus-stehen-im-engen-
kontakt-mit-der-wirtschaft.html 

Zoll: 
https://www.zoll.de/SharedDocs/Fachmeldungen/Aktuelle-
Einzelmeldungen/2020/uebergreifend_coronavirus.html?nn=280764#doc368868bodyText3 

KMLZ:                    
https://www.kmlz.de/de/Umsatzsteuer/Newsletter_08_2020#



Welche Auswirkungen hat die Corona-Krise auf Außenprüfungen? 

Die Finanzverwaltungen der Länder entscheiden jeweils für ihr Land, in welchem Umfang die 
Behörden einschließlich der Finanzämter arbeiten. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass auch 
die Finanzämter für den Publikumsverkehr schließen und Außenprüfungen unterbrochen werden. 
Weiterhin ist davon auszugehen, dass Finanzämter weiterhin per Telefon, Post bzw. E-Mail Mail und 
über das Portal Elster-Online erreichbar sind. 

Im Hinblick auf die Festsetzungsverjährung bei Außenprüfungen gilt zunächst § 171 Abs. 4 S. 1 AO. 
Der Anwendungsbereich von § 171 Abs. 4 S. 2 AO dürfte durch Corona-bedingte Unterbrechungen 
der Außenprüfung nicht anwendbar sein. 
Im Übrigen dürfte § 171 Abs. 1 AO erfüllt sein. Hiernach läuft die Festsetzungsfrist nicht ab, solange 
die Steuerfestsetzung wegen höherer Gewalt innerhalb der letzten sechs Monate des Fristablaufs 
nicht erfolgen kann. 

Welche Auswirkungen hat die Corona-Krise auf Fristen? 

Die Finanzverwaltungen der Länder entscheiden jeweils für ihr Land, in welchem Umfang die 
Behörden einschließlich der Finanzämter arbeiten. Grundsätzlich ist davon Stand: 25. März 2020 17 
auszugehen, dass auch die Finanzämter für den Publikumsverkehr schließen aber weiterhin per 
Telefon, Post bzw. E-Mail und das Portal Elster-Online erreichbar sind. 

Für Abgabe- und Mitwirkungsfristen im Rahmen des Festsetzungsverfahrens sind nach aktuellem 
Stand (noch) keine Erleichterungen vorgesehen. Es empfiehlt sich daher, bei drohendem Fristablauf 
rechtzeitig einen Antrag auf Fristverlängerung zu stellen. Ggf. sollte Rücksprache mit dem 
zuständigen Finanzamt gehalten werden. 

Im Hinblick auf Zahlungsfristen verweisen wir auf „Wie helfen das Finanzamt und die Zollverwaltung?“ 

Bei den Steuern, die von der Zollverwaltung verwaltet werden (z.B. Energiesteuer und 
Luftverkehrssteuer), sei die Generalzolldirektion angewiesen worden, den Steuerpflichtigen 
entgegenzukommen. Gleiches gilt für das Bundeszentralamt für Steuern, das u.a. für die 
Versicherungssteuer zuständig ist. 

Quelle: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/FAQ/2020-03-13-Corona-FAQ.html 

Welche Auswirkung hat die Corona-Krise auf Sanktionen (z.B. Säumnis- und 
Verspätungszuschläge)? 

Nach aktuellem Stand gelten die allgemeinen Regelungen im Hinblick auf Verspätungszuschläge fort: 
Sie können derzeit nur durch Fristverlängerungsanträge verhindert werden. Es ist nach den derzeitig 
verfügbaren Informationen davon auszugehen ist, dass die Finanzämter angewiesen werden, über 
solche Anträge großzügig zu entscheiden. 

Im Hinblick auf Vollstreckungsmaßnahmen gilt, dass bei Unternehmen, die unmittelbar und nicht 
unerheblich vom Corona-Virus betroffen sind, von diesen bei allen rückständigen oder bis zum 31. 
Dezember 2020 fällig werdenden Steuern bis Ende des Jahres 2020 abgesehen werden soll. In den 



betreffenden Fällen sollen auch vom 19. März 2020 bis zum 31. Dezember 2020 verwirkte 
Säumniszuschläge erlassen werden. Die Finanzämter können den Erlass durch Allgemeinverfügung 
regeln. 

Quelle: 
BMF: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthe
men/Abgabenordnung/2020-03-19-steuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-
auswirkungen-des-coronavirus.pdf?__blob=publicationFile&v=1 

Welche Auswirkungen hat die Corona-Krise auf die Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge? 
Welche Maßnahmen zur Unterstützung der vom Corona-Virus betroffenen Arbeitgeber wie die 
Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen sehen die Sozialversicherungsträger vor? 

Der GKV-Spitzenverband hat auf seiner Internetseite folgende Maßnahmen zur Unterstützung der 
Arbeitgeber und ihrer Mitglieder, die Beiträge selbst zu zahlen haben, veröffentlicht: 

Wichtig: Beitragsstundungen erst dann, wenn alle Hilfen ausgenutzt sind! 
Vorrangig sind KUG, Fördermittel und Kredite! 

Voraussetzung für ist allerdings, dass vorrangig die mit dem „Gesetz zur befristeten krisenbedingten 
Verbesserung der Regelungen für Kurzarbeitergeld“ (vgl. BGBL Teil I vom 14. März 2020, 
Rundschreiben 2020/197 vom 24.03.2020 Seiten 493 ff.) sowie mit der Verordnung der 
Bundesregierung über Erleichterungen der Kurzarbeit (Kurzarbeitergeld-verordnung – KugV) 
geschaffenen Entlastungsmöglichkeiten in Anspruch genommen werden. Darüber hinaus sind 
vorrangig sonstige Unterstützungs- und Hilfsmaßnahmen zu nutzen, wie etwa die Fördermittel und 
Kredite, die unter der Federführung des Bundesministeriums der Finanzen und des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie als Schutzschirme vorgesehen sind. Die dadurch den 
Unternehmen zur Verfügung stehenden bzw. freiwerdenden Mittel sind nach entsprechender 
Gewährung auch für die Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge einschließlich der bis dahin 
gestundeten Beiträge zu verwenden. In den Stundungsvereinbarungen bzw. in den positiven 
Stundungsbescheiden ist hierauf explizit hinzuweisen. 

Unterstützung der Arbeitgeber 

Auf Antrag des Arbeitgebers können die bereits fällig gewordenen oder noch fällig werdenden 
Beiträge zunächst für die Ist-Monate März 2020 bis April 2020 gestundet werden. Einer 
Sicherheitsleistung bedarf es hierfür nicht. Stundungszinsen sind nicht zu berechnen. Es bestehen 
keine Bedenken, wenn hiervon auch Beiträge erfasst werden, die bereits vor dem vorgenannten 
Zeitraum fällig wurden, unabhängig davon, ob bereits eine Stundungsvereinbarung geschlossen 
wurde oder andere Maßnahmen eingeleitet wurden. 

Von der Erhebung von Säumniszuschlägen oder Mahngebühren soll für den vorgenannten Zeitraum 
abgesehen werden. Soweit Säumniszuschläge und ggf. Mahngebühren erhoben wurden oder noch 
werden, sollen sie auf Antrag des Arbeitgebers erlassen werden. 

Soweit Arbeitgeber erheblich von der Krise betroffen sind, kann von Vollstreckungsmaßnahmen für 
den o. g. Zeitraum bei allen rückständigen oder bis zu diesem Zeitpunkt fällig werdenden Beiträgen 
vorläufig abgesehen werden. 



Anforderungen an den Nachweis 

An den Nachweis sind den aktuellen Verhältnissen angemessene Anforderungen zu stellen. Eine 
glaubhafte Erklärung des Arbeitgebers, dass er erheblichen finanziellen Schaden durch die Pandemie, 
beispielsweise in Form von erheblichen Umsatzeinbußen, erlitten hat, ist in aller Regel ausreichend. 
Stand: 25. März 2020 19 

Anträge auf Stundung etc. sind gemäß § 76 Abs. 3 SGB IV bei der zuständigen Einzugs-stelle, der 
gesetzlichen Krankenversicherung, zu stellen. Steuerberater sind gemäß §§ 73 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 
SGG in § 28h SGB IV Verfahren und damit auch gegenüber den Einzugsstellen für ihre Mandanten 
nach entsprechender Beauftragung durch den Mandanten auch vertretungsbefugt. 

Quelle: 
Pressemitteilung des GKV-Spitzenverbands vom 25.3.2020 
https://www.gkv-
spitzenverband.de/gkv_spitzenverband/presse/pressemitteilungen_und_statements/pressemitteilung_
1003392.jsp

Können freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherte hauptberufliche 
Selbstständige beim Wegbrechen ihrer Aufträge ihre Beiträge zur gesetzlichen 
Krankenversicherung reduzieren? Gelten die vom GKV-Spitzenverband veröffentlichten 
Maßnahmen zur Stundung etc. auch für diese? 

Nach dem geltenden Recht sind schon heute bei Veränderungen der Einkommen Reduzierungen der 
Beiträge in der gesetzlichen Krankenversicherung möglich. Selbst wenn der Selbstständige weniger 
oder gar kein Einkommen hat, gilt für die Berechnung der Beiträge im Jahr 2020 die monatliche 
Mindesteinnahme von 1.061,67 Euro. 

Bei sich verändernden Einnahmen um mehr als 25 Prozent können in der gesetzlichen Krankenkasse 
versicherte hauptberufliche Selbstständige bei ihren Krankenkassen be-reits heute eine 
Beitragsermäßigung beantragen. Das reduzierte Arbeitseinkommen muss aber nachgewiesen 
werden. Bei den Krankenkassen sind entsprechende Formulare erhältlich. Ein Antrag auf 
Beitragsentlastung wirkt sich heute immer erst ab dem Folgemonat der Antragstellung aus. 

Der GKV-Spitzenverband hat in seiner Pressemitteilung veröffentlicht, dass die dargestellten 
Ausführungen zur Stundung ohne Zinsen bzw. ohne Sicherheitsleistung, Erhebung von 
Säumniszuschlägen oder Mahngebühren und Vollstreckungsmaßnahmen auch für in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versicherte Mitglieder gelten, die ihre Beiträge selbst zahlen, sofern sie von der 
aktuellen Krise unmittelbar und nicht unerheblich betroffen sind. 

Dabei ist bei Selbstständigen zu prüfen, ob vor einer Stundung auch die Möglichkeit einer 
Beitragsermäßigung wegen eines krisenbedingten Gewinneinbruchs in Betracht kommt. 

Der Nachweis für eine Beitragsermäßigung ist auch durch Erklärungen von Steuerberatern 
möglich. 

Kommt eine Beitragsermäßigung in Betracht, sind die Hürden für den Nachweis einer 
unverhältnismäßigen Belastung im Sinne des § 6 Abs. 3a und § 6a Abs. 3 der 
Beitragsverfahrensgrundsätze Selbstzahler abgesenkt. Bis auf Weiteres können die Krankenkassen 
anstelle von ansonsten in diesem Verfahren vorgeschriebenen Vorauszahlungsbescheiden auch 
andere Nachweise über die geänderte finanzielle Situation des Selbst-ständigen akzeptieren. Dies 



sind z. B. Erklärungen von Steuerberatern, finanz- und betriebswirtschaftliche Auswertungen oder 
auch glaubhafte Erklärungen von Selbstständigen über erhebliche Umsatzeinbußen. 

Quelle: 
Pressemitteilung des GKV-Spitzenverbands vom 25.3.2020 
https://www.gkv-spitzenver-band.de/media/dokumente/krankenversicherung 
_1/grundprinzipien_1/finanzierung/beitragsbemessung/20200325_Hintergrund_Beitragsstundung.pdf

Welche Auswirkungen ergeben sich für die Beitragszahlungen zu den gesetzlichen 
Unfallversicherungsträgern, den Berufsgenossenschaften? 

Die neun Berufsgenossenschaften haben auf ihren Internetseiten Informationen bereitgestellt, welche 
Zahlungserleichterungen sie im Falle von Schwierigkeiten bei der Beitragszahlungen gewähren. Bei 
den Berufsgenossenschaften können auch Anträge auf Stundung etc. gestellt werden. 

Beiträge zur Verwaltungs-Berufsgenossenschaft (VBG) 
Im Interesse der anderen Beitragszahler darf die VBG gemäß § 76 Abs. 2 Nr. 1 SGB IV einem Antrag 
auf Ratenzahlung bzw. Stundung dann stattgeben, wenn eine erhebliche Härte vorliegt. Eine 
erhebliche Härte liegt u.a. vor, wenn ein Unternehmen aufgrund ungünstiger wirtschaftlicher 
Verhältnisse, die nicht von ihm zu vertreten sind, vorübergehend in Zahlungsschwierigkeiten geraten 
ist oder im Fall der sofortigen Einziehung in diese geraten würde. 

Die VBG weist daraufhin, den Antrag erst zu stellen, wenn der Beitragsbescheid für 2019 
vorliegt. Diese werden Anfang April versandt. 

Auf der Internetseite gibt die VBG weitere Informationen zu den Antragserfordernissen. 

Quelle: 
http://www.vbg.de/SharedDocs/Medien-Cen-
ter/DE/Faltblatt/Mitgliedschaft_Beitrag/Stundung_Ratenzahlung.pdf?__blob=publicationFile&v=7

Wie wirkt sich die Krise auf die Beitragszahlungen zur Künstlersozialkasse und auf die 
Meldepflichten aus? 

Auf Nachfrage der Bundessteuerberaterkammer hat die KSK betont, dass Steuerberater die Anträge 
für ihre Mandanten stellen können. Die Künstlersozialkasse (KSK) informiert auf ihrer Internetseite 
über Erleichterungen auf Antrag für Künstler und betroffene abgabepflichtige Unternehmen wie folgt: 

Bestehen durch die Auswirkungen des Corona-Virus akute und schwerwiegende 
Zahlungsschwierigkeiten können betroffene Künstler und Publizisten einen formlosen, schriftlichen 
Antrag auf Stundung der Beiträge oder Ratenzahlung stellen; dies ist auch per E-Mail an 
auskunft@kuenstlersozialkasse.de möglich. Der Antrag soll eine kurze Begründung zu den 
Umständen der Zahlungsschwierigkeiten beinhalten. Ohne weitere Ermittlungen kann in diesen Fällen 
eine zinslose Stundung bis zunächst 30. Juni 2020 erfolgen. Dies bedeutet, dass die monatlichen 
Beitragsforderungen zwar nach wie vor entstehen, jedoch von der Künstlersozialkasse nicht vor Juli 
2020 geltend gemacht werden. 



Minderung des voraussichtlichen Arbeitseinkommens 

Die von den Künstlern zu entrichtenden Beiträge werden auf Antrag den geänderten Verhältnissen 
angepasst. Ein Antragsformular findet sich auf der Internetseite. Wenn die Einkommenserwartung 
infolge der Corona-Krise herabgesetzt werden muss, wird die Versicherungspflicht bis auf weiteres im 
laufenden Jahr auch dann fortgesetzt, wenn das Mindesteinkommen von 3.900 € jährlich nach 
aktueller Einschätzung nicht erreicht werden kann. Das heißt, auch wenn die Betroffenen durch die 
Minderung des Einkommens die Voraussetzungen für die Versicherungspflicht nicht mehr erfüllen 
würden, wird die Versicherung nicht beendet und der bestehende Versicherungsschutz geht durch 
eine Einkommenskorrektur bis auf weiteres nicht verloren. 
Die KSK verweist auch auf die Möglichkeiten Leistungen nach dem SGB II und SGB III zu beantragen 
bzw. auf die sonstigen Unterstützungsleistungen des Bundes und der Länder. Die KSK selbst gewährt 
keine finanzielle Unterstützung aus Nothilfefonds. 

Abgabepflichtige Unternehmen 

Folgende Erleichterungen gewährt die KSK: 
Verlängerung des Termins zur Abgabe der Meldung abgabepflichtiger Entgeltzahlungen des 
Jahres 2019 bis zum 30. Juni 2020 

Wenn sich durch betriebliche Umstände Verzögerungen bei der Erstellung der Meldung 
abgabepflichtiger Entgeltzahlungen des Jahres 2019 ergeben sollten, kann eine Verlängerung der 
gesetzlichen Abgabefrist bis zum 30.06.2020 gewährt werden. Einen formlosen schriftlichen Antrag 
können die abgabepflichtigen Unternehmen mit einer kurzen Begründung per E-Mail an 
abgabe@kuenstlersozialkasse.de richten.  

Zahlungserleichterungen bis 30. Juni 2020 

Bestehen durch die Auswirkungen des Corona-Virus akute und schwerwiegende 
Zahlungsschwierigkeiten kann ein formloser schriftlichen Antrag auf Stundung oder Ratenzahlung 
auch per E-Mail an abgabe@kuenstlersozialkasse.de gestellt werden. 
Der Antrag soll eine kurze Begründung zu den Umständen der Zahlungsschwierigkeiten beinhalten. 
Ohne weitere Ermittlungen kann in diesen Fällen eine zinslose Stundung bis zunächst 30. Juni 2020 
erfolgen. 
Dies bedeutet, dass Künstlersozialabgaben und monatliche Vorauszahlungen zwar nach wie vor 
entstehen, jedoch von der Künstlersozialkasse bis zum genannten Zeitpunkt nicht geltend gemacht 
werden. 

Herabsetzung der monatlichen Vorauszahlung für das Jahr 2020 

Wenn abzusehen ist, dass die abgabepflichtigen Entgeltzahlungen im laufenden Jahr durch die 
Auswirkungen des Corona-Virus erheblich geringer ausfallen als im Vorjahr, können die monatlichen 
Vorauszahlungen auf Antrag herabgesetzt werden. Dazu kann der auf der Homepage der 
Künstlersozialkasse hinterlegte Antrag genutzt oder ein formloses Schreiben eingereicht werden. Der 
Antrag kann auch per E-Mail an abgabe@kuenstlersozialkasse.de oder telefonisch gestellt werden. Im 
Antrag ist die im Jahr 2020 voraussichtlich zu erwartende Summe der abgabepflichtigen 
Entgeltzahlungen sowie eine kurze Begründung anzugeben. 
Über Nothilfeprogramme des Bundes und der Länder im Zuge der Corona-Pandemie informiert das 
Bundesministerium für Wirtschaft und das Bundesministerium für Arbeit und Soziales sowie die 
Länder in ihren Internetangeboten. 

Quelle: 
https://www.kuenstlersozialkasse.de/die-ksk/meldungen.html



 
Welche Auswirkungen ergeben sich für die so genannten geringfügig Beschäftigten („Mini-
Jobber“, kurzfristige Beschäftigte)? Dürfen „Mini-Jobber“ die 450 Euro Grenze überschreiten, 
um möglichen erhöhten Arbeitsbedarf in einigen Branchen abzufedern? Welche Zeitgrenzen 
gelten bei kurzfristig Beschäftigten? 

Die Minijob-Zentrale steht für alle Fragen rund um die geringfügig Beschäftigten wie sonst auch zur 
Verfügung. 
Antworten auf alle Fragen zu den Auswirkungen der Corona-Krise werden auch in dem Blog der 
Minijobzentrale veröffentlicht. Hierzu wurden folgende Ausführungen gemacht: 
Mini-Jobber haben keinen Anspruch auf Kurzarbeitergeld. Für diese können im Fall einer Erkrankung 
aber Anträge auf Erstattung im U1-Verfahren oder aber bei Vorliegen der Voraussetzungen auf 
Erstattung nach dem Infektionsschutzgesetz gestellt werden. Die von den Spitzenorganisationen der 
Sozialversicherung veröffentlichten "Richtlinien für die versicherungsrechtliche Beurteilung von 
geringfügigen Beschäftigungen (Geringfügigkeits-Richtlinien)" sind weiter anwendbar und stehen auf 
der Internetseite der Mini-Jobzentrale zur Verfügung. 

Überschreiten der jährlichen Entgeltgrenze von 5.400 Euro 

Nach den Geringfügigkeitsregelungen (Ziffer B 3.19) kann ein gelegentliches und nicht 
vorhersehbares Überschreiten der jährlichen Entgeltgrenze von 5.400 Euro zulässig sein. Ein nicht 
vorhersehbares Überschreiten im vorgenannten Sinne liegt also auch dann vor, wenn Arbeitgeber 
aufgrund der aktuellen Corona-Krise gezwungen sind, ihre 450-Euro-Minijobber häufiger einzusetzen 
als ursprünglich vereinbart. Der Status der geringfügig entlohnten Beschäftigungen bleibt in diesen 
Fällen trotz Überschreitung der jährlichen Entgeltgrenze von 5.400 Euro bestehen. 
Als gelegentlich ist dabei ein Zeitraum bis zu drei Monaten innerhalb eines Zeitjahres anzusehen. Der 
Jahreszeitraum ist in der Weise zu ermitteln, dass vom letzten Tag des zu beurteilenden 
Beschäftigungsmonats ein Jahr zurückgerechnet wird. Als Monat gilt der Entgeltabrechnungszeitraum 
(Kalendermonat). Monate, in denen die monatliche Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro vorhersehbar 
überschritten wird (z. B. aufgrund saisonaler Mehrarbeit), sind hierbei unberücksichtigt zu lassen. Das 
Zeitjahr entspricht einem Zeitraum von 12 Monaten, welcher mit dem Kalendermonat endet, für den 
aktuell die Beurteilung des Versicherungsstatus wegen nicht vorhersehbaren Überschreitens erfolgen 
soll. In diversen Beispielen wird diese Regelung zudem transparent beschrieben. 
Laut Minijob-Zentrale ist die Höhe des Verdienstes für die 3 Monate unbeachtlich. Wichtig ist es trotz 
der Krise für die spätere Betriebsprüfung alles ordnungsgemäß zu dokumentieren. 

Neu: Minijob-Zentrale: Unbürokratischer Zahlungsaufschub 
Die Minijob-Zentrale gewährt betroffenen Arbeitgebern unbürokratisch Zahlungsaufschübe oder 
Ratenzahlungen. Dies betrifft sowohl Arbeitgeber, die bereits eine Stundung der Beitragszahlung 
beantragt haben, als auch die, die sich erst nach Erhalt der Zahlungs-aufforderung im Falle von 
Rücklastschriften durch die Minijob-Zentrale mit ihr in Verbindung gesetzt haben. 

Quelle: 
https://www.minijob-zentrale.de/

https://blog.minijob-zentrale.de/


